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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG hinsichtlich der bei einem erhebiichen Preisrückgang 
auf dem Schweinefleischsektor zu ergreifenden Maßnahmen 
— Drucksache 7/2606 — 


A. Problem 

Die europäische Schweinefleisch-Marktordnung läßt Maßnah- 
men zu, wenn auf dem Markt durch erhebliche Preiserhöhungen 
Störungen auftreten können. Für den Fall eines erheblichen 
Preisrückgangs sind bisher entsprechende Maßnahmen nicht 
vorgesehen. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission sdilägt Maßnahmen sowohl für den Fall 
einer erheblichen Preiserhöhung als auch eines erheblichen 
Preisrückgangs vor. 

Einmütige Kenntnisnahme 
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A. Bericht des Abgeordneten Kiechle 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde von der 
Frau Präsidentin mit Schreiben vom 11. Oktober 
1974 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten überwiesen. 

Bei ihm geht es um folgendes: Die EWG-Grund- 
verordnung über die gemeinsame Marktorganisation 
für Sdiweinefleisdi (Verordnung Nr. 121/67) enthält 
eine allgemeine Vorschrift, wonach bei einer erheb- 
lichen Preiserhöhung für Schweinefleisch und dadurch 
bedingte Störungen des Marktes in der Gemein- 
schaft Maßnahmen getroffen werden können, die 
nicht näher konkretisiert sind. Eine entsprechende 
allgemeine Regelung für den Fall eines erheblichen 
Preisrückgangs ist bisher nicht vorhanden, nach Auf- 
fassung der Kommission aber wünschenswert. 


Der Ausschuß hat den Vorschlag in seiner Sitzung 
am 7. November 1974 behandelt. Er war der Auffas- 
sung, daß die Begriffe „erhebliche Preiserhöhung" 
und „erheblicher Preisrückgang" sowie die zu er- 
greifenden Maßnahmen der Konkretisierung bedürf- 
ten. Diese könne aber erst nach Durchführung der 
vom Ministerrat beschlossenen allgemeinen agrar- 
politischen Bestandsaufnahme der Gemeinschaft er- 
folgen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt einmütig, den Kommissionsvor- 
schlag mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, 
daß die Bundesregierung ersucht wird, bei ihren 
Verhandlungen in Brüssel auf eine Zurückstellung 
des Vorschlags bis nach der Bestandsaufnahme und 
anschließende Konkretisierung der zu ergreifenden 
Maßnahmen hinzuwirken. 


Bcmn, den 7. November 1974 


Kiechle 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/2606 — mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den Verhand- 
lungen in Brüssel auf eine Zurückstellung des Vorschlags bis nach der allgemei- 
nen Bestandsaufnahme der Agrarpolitik in der Gemeinschaft sowie auf eine 
Konkretisierung der vorgesehenen Maßnahmen hinzuwirken. 


Bonn, den 7. November 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Kiechle 

Vorsitzender Berichterstatter 
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